
Die Sozialisten: Ferdinand Lassalle, Auszug aus „Offenes
Antwortschreiben“ (1863)

Kurzbeschreibung

Der einflussreiche Sozialistenführer Ferdinand Lassalle (1825–1864) veröffentlichte mit seinem
berühmten „Offenen Antwortschreiben“ (1863) an das Leipziger Komitee im Grunde ein neues
Parteiprogramm. Darin sprach er sich für die Gründung einer sozialistischen Arbeiterpartei aus, die nicht
nur Arbeiterinteressen, sondern auch die von den Liberalen nicht eingelösten Forderungen nach
Parlamentarismus und demokratischem Wahlrecht vertreten sollte.

Quelle

Meine Herren!

Sie fordern mich in Ihrer Zuschrift auf, Ihnen in irgend einer mir passend erscheinenden Form meine
Ansichten über die Arbeiterbewegung und über die Mittel, deren sie sich zu bedienen hat, um die
Verbesserung der Lage des Arbeiterstandes in politischer, materieller und geistiger Beziehung zu
erreichen, sowie besonders auch über den Wert der Assoziationen für die ganze unbemittelte Volksklasse
auszusprechen.

Ich nehme keinen Anstand, Ihrem Wunsche nachzukommen, und wähle dazu die einfachste, durch die
Natur der Sache nahegelegte Form, die Form eines öffentlichen Send- und Antwortschreibens auf Ihren
Brief.

Ich bemerke nur, daß infolge meiner in diesem Moment durch notwendige Arbeiten sehr in Anspruch
genommenen Zeit dieser Brief sich der größtmöglichen Kürze befleißigen muß, was übrigens Ihrem
eigenen Zwecke entsprechen wird.

Als Sie im Oktober vorigen Jahres, zu welcher Zeit ich gerade von hier abwesend war, die erste
Vorberatung in Berlin über den deutschen Arbeiterkongreß hielten, der ich in den Veröffentlichungen
durch die Zeitungen mit Interesse gefolgt bin, wurden zwei entgegengesetzte Ansichten in der
Versammlung geltend gemacht.

Die eine ging dahin, daß Sie sich überhaupt um die politische Bewegung nicht zu kümmern hätten und
diese interesselos für Sie sei.

Die andere ging im Gegenteil dahin, daß Sie sich als den Anhang der preußischen Fortschrittspartei zu
betrachten, und den selbstlosen Chor und Resonanzboden für sie abzugeben hätten.

Wäre ich damals in Ihrer Versammlung gegenwärtig gewesen, so würde ich mich gleichmäßig gegen
beides ausgesprochen haben.

Es ist geradezu vollständig beschränkt, zu glauben, daß den Arbeiter die politische Bewegung und
Entwicklung nicht zu kümmern habe!

Ganz im Gegenteil kann der Arbeiter die Erfüllung seiner legitimen Interessen nur von der politischen
Freiheit erwarten.



 

Schon die Frage, inwiefern Sie sich versammeln, Ihre Interessen diskutieren, Vereine und Zweigvereine
zur Wahrnehmung derselben bilden dürfen usw., ist eine von der politischen Lage und politischen
Gesetzgebung abhängige Frage, und es verlohnt sich daher nicht, eine so beschränkte Ansicht erst noch
durch weiteres Eingehen zu widerlegen.

Nicht weniger falsch und irreleitend war aber auch das entgegengesetzte Ansinnen, das Ihnen gestellt
wurde, sich politisch nur als den Anhang der Fortschrittspartei zu betrachten!

Zwar wäre es ungerecht gewesen, zu verkennen, daß sich die preußische Fortschrittspartei damals in
ihrem Konflikt mit der preußischen Regierung durch ihr Festhalten an dem Budgetbewilligungsrecht und
ihren Widerstand gegen die Militärreorganisation in Preußen ein gewisses, wenn auch mäßiges,
Verdienst um die politische Freiheit erworben hatte.

Gleichwohl war schon damals die Erfüllung jenes Ansinnens durch die folgenden Gründe vollständig
ausgeschlossen:

Erstens ziemte eine solche Haltung von vornherein nicht einer so mächtigen und selbständigen, viel
prinzipiellere politische Zwecke verfolgenden Partei, wie die deutsche Arbeiterpartei zu sein hat,
gegenüber einer Partei, welche, wie die preußische Fortschrittspartei, in prinzipieller Hinsicht nur das
Festhalten an der preußischen Verfassung als ihre Fahne aufgepflanzt und nur Dinge wie die Abwehr
einer einseitigen Umgestaltung der Militärorganisation — die man in andern deutschen Ländern nicht
einmal versucht — oder wie das Festhalten am Budgetbewilligungsrecht — das man in andern deutschen
Ländern nicht einmal bestreitet — zum Inhalte ihres Kampfes hat. —

Zweitens stand jedenfalls durch nichts fest, ob die preußische Fortschrittspartei ihren Konflikt mit der
preußischen Regierung mit jener Würde und Energie zum Austrag bringen werde, welche allein des
Arbeiterstandes angemessen ist und auf seine warme Sympathie rechnen kann. —

Drittens stand ebenso durch nichts fest, ob die preußische Fortschrittspartei, wenn sie selbst den Sieg
über die preußische Regierung errungen, diesen Sieg im Interesse des gesamten Volkes oder nur zur
Aufrechterhaltung der privilegierten Stellung der Bourgeoisie ausnützen würde; d. h. ob sie diesen Sieg
zur Herstellung des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts, welches durch die demokratischen
Grundsätze und die legitimen Interessen des Arbeiterstandes geboten ist, verwenden würde oder nicht.

Im letzteren Fall konnte sie offenbar nicht auf das geringste Interesse von seiten des deutschen
Arbeiterstandes Anspruch machen.

Dies wäre es gewesen, was ich Ihnen damals in bezug auf jenes Ansinnen zu sagen gehabt hätte.

Heute kann ich noch hinzufügen, daß sich seitdem auch tatsächlich gezeigt hat, was damals freilich
schon unschwer vorauszusehen war — daß es der preußischen Fortschrittspartei vollständig an jener
Energie gebricht, welche erforderlich gewesen wäre, um auch nur jenen beschränkten Konflikt zwischen
ihr und der preußischen Regierung würdig und siegreich zum Austrag zu bringen.

Indem sie trotz des ihr von der Regierung tatsächlich verweigerten Budgetbewilligungsrechtes fortfährt,
fortzutagen und parlamentarische Geschäfte mit einem Ministerium zu erledigen, welches von ihr selbst
für kriminalrechtlich verantwortlich erklärt worden ist, erniedrigt sie durch diesen Widerspruch sich und
das Volk durch das Schauspiel einer Schwäche und Würdelosigkeit ohnegleichen!

Indem sie trotz des von ihr selbst erklärten Verfassungsbruchs fortfährt, fortzutagen, fortzudebattieren
und mit der Regierung parlamentarische Geschäfte zu ordnen, ist sie selbst der Regierung behilflich und
bietet ihr sogar die Hand, den Schein eines konstitutionellen Zustandes aufrecht zu erhalten.



 

Statt die Sitzungen der Kammer für auf so lange geschlossen zu erklären, bis die Regierung die von der
Kammer verweigerten Ausgaben nicht länger fortzusetzen erklärt haben werde, und hierdurch der
Regierung die unvermeidliche Alternative zu setzen, entweder das verfassungsmäßige Recht der
Kammer zu achten oder aber auf jeden Schein und Apparat eines konstitutionellen Zustandes zu
verzichten, offen und unumwunden als absolute Regierung zu wirtschaften, die ungeheure
Verantwortlichkeit einer solchen auf sich zu nehmen und so selbst die Krise herbeizuführen, welche
allmählich als die Frucht des offenen Absolutismus eintreten müßte — setzt sie selbst die Regierung in
den Stand, alle Vorteile der absoluten Gewalt mit allen Vorteilen eines scheinbar konstitutionellen
Zustandes zu verbinden.

Und indem sie, statt die Regierung auf den offenen unverhüllten Absolutismus hinzudrängen und das
Volk durch die Tat über das Nichtvorhandensein eines verfassungsmäßigen Zustandes aufzuklären,
einwilligt, ihre Rolle in dieser Komödie des Scheinkonstitutionalismus weiterzuspielen, hilft sie einen
Schein aufrecht erhalten, welcher, wie jedes auf Schein beruhende Regierungssystem, verwirrend auf die
Intelligenz und depravierend auf die Sittlichkeit des Volkes einwirken muß[1]).

Eine solche Partei hat dadurch gezeigt, daß sie einer entschlossenen Regierung gegenüber durchaus
ohnmächtig ist und stets sein wird.

Eine solche Partei hat gezeigt, daß sie eben dadurch vollkommen unfähig ist, auch nur die geringste
reelle Entwicklung der Freiheitsinteressen herbeizuführen.

Eine solche Partei hat gezeigt, daß sie keinen Anspruch auf die Sympathien der demokratischen
Schichten der Bevölkerung hat, und daß sie ohne jeden Sinn und Verständnis für das politische Ehrgefühl
ist, welches den Arbeiterstand durchdringen muß.

Eine solche Partei hat, mit einem Worte, tatsächlich gezeigt, daß sie nichts anderes ist, als die mit einem
anderen Namen geschmückte Wiederauferstehung des verrufenen Gothaertums.

Dies kann ich Ihnen heute hinzufügen.

Heute wie damals endlich hätte ich Ihnen noch sagen müssen, daß eine Partei, welche sich durch ihr
Dogma von der „preußischen Spitze" zwingt, in der preußischen Regierung den berufenen Messias für
die deutsche Wiedergeburt zu sehen, während es, und zwar mit Einschluß Hessens, nicht eine einzige
deutsche Regierung gibt, welche hinter der preußischen in politischer Beziehung zurückstände, während
es, und zwar mit Einschluß Österreichs, fast keine einzige deutsche Regierung gibt, welche der
preußischen nicht noch bedeutend voraus wäre — schon hierdurch allein sich jeden Anspruches begibt,
den deutschen Arbeiterstand zu repräsentieren: denn eine solche Partei legt hierdurch allein schon eine
Versunkenheit in Illusion, Selbstüberhebung und sich in bloßer Wortberauschung befriedigende
Unfähigkeit an den Tag, welche jede Hoffnung, von ihr eine reelle Entwicklung der Freiheit des deutschen
Volkes zu erwarten, beseitigen muß.

Aus dem Gesagten ergibt sich nun mit Bestimmtheit, welche Haltung der Arbeiterstand in politischer
Hinsicht einnehmen und welches Verhältnis zur Fortschrittspartei er beobachten muß.

Der Arbeiterstand muß sich als selbständige politische Partei konstituieren und das allgemeine, gleiche
und direkte Wahlrecht zu dem prinzipiellen Losungswort und Banner dieser Partei machen. Die
Vertretung des Arbeiterstandes in den gesetzgebenden Körpern Deutschlands — dies ist es allein, was in
politischer Hinsicht seine legitimen Interessen befriedigen kann. Eine friedliche und gesetzliche Agitation
hierfür mit allen gesetzlichen Mitteln zu eröffnen, das ist und muß in politischer Hinsicht das Programm
der Arbeiterpartei sein. —

Es erhellt von selbst, wie diese Arbeiterpartei sich zur deutschen Fortschrittspartei zu verhalten hat.



 

Sich überall als eine selbständige und durchaus von ihr getrennte Partei zu fühlen und zu konstituieren,
gleichwohl die Fortschrittspartei in solchen Punkten und Fragen zu unterstützen, in welchen das
Interesse ein gemeinschaftliches ist, ihr entschieden den Rücken zu kehren und gegen sie aufzutreten, so
oft sie sich von demselben entfernt, die Fortschrittspartei eben dadurch zu zwingen, entweder sich
vorwärts zu entwickeln und das Fortschrittsniveau zu übersteigen oder aber immer tiefer in den Sumpf
von Bedeutungs- und Machtlosigkeit zu versinken, in welchem sie bereits knietief angelangt ist — das
muß die einfache Taktik der deutschen Arbeiterpartei gegenüber der Fortschrittspartei sein.

Soviel über das, was Sie in politischer Hinsicht zu tun haben.

[…]

ANMERKUNGEN

[1] Siehe ausführlicher hierüber meine Broschüre: „Was nun? Zweiter Vortrag über
Verfassungswesen." Zürich 1863. (Im II. Bande dieser Ausgabe.)

Quelle: Ferdinand Lassalle, Gesammelte Reden und Schriften, herausgegeben und eingeleitet von
Eduard Bernstein. Bd. 3. Die Agitation für den allgemeinen deutschen Arbeiterverein. Berlin: Paul
Cassirer, 1919–20, S. 41-47.
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